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Gemeinsam statt einsam
Es gibt Vorstellungen, dass wir völlig 

alleine leben, denken und entscheiden.

Zwei kanadische Bioethikerinnen mei-

nen: Auch Menschen, die unter „un-

gerechten Bedingungen“ leben – die 

beispielsweise keinen Zugang zu ange-

messener Assistenz oder entsprechen-

dem Wohnraum haben –, könnten au-

tonome Entscheidungen treffen. Diese 

Vorstellung kann tödliche Folgen haben, 

die die beiden Expertinnen durchaus 

im Blick haben. Ihre Begründung: Auch 

arme und in Krisen lebende Menschen 

können autonome Entscheidungen tref-

fen. Michael Zander kommentiert ihr 

Gedankenspiel, in dem die Euthanasie 

auch bei armen Menschen für zulässig er-

klärt wird – in der Hoffnung, dass dies nicht 

wahr wird (  S.    2).

Die Lebensgeschichte von Henriette Johan-

ne Marie Müller – ‚Zitronenjette‘ gerufen –

ist ein historisches Beispiel, wie Menschen

mit Menschen umgegangen sind. Udo

Sierck hat die Geschichte aufgespürt,

auch nicht schön (  S.    7).

Immerhin gibt es auch gegenwärtig Ini-

tiativen, die einen besseren Umgang mit 

Menschen einfordern, insbesondere jene, 

die nicht dem Idealbild entsprechen.  Eine 

Enquete-Kommission wird gefordert, um 

die Inhalte der UN-Behindertenrechts-

konvention endlich Realität werden zu 

lassen (  S.    1).

Eine spannende Veranstaltung zum vorge-

burtlichen Gen-Test zeigte auch, dass es 

anders gehen kann. Statt vorgeburtlicher 

Selektion kann Solidarität eine angemes-

sene Orientierung sein.  Über beides be-

richtet Erika Feyerabend (  S.    4).

Leider ist ein Aktivist, der in seinem Le-

ben dafür gestanden und gekämpft hat, 

gestorben: Erwin Riess. Michael Zander 

hat uns daran erinnert (  S.    6). 

FÜR DAS NEWSLETTER TEAM WÜNSCHT 

ERIKA FEYERABEND IDEEN,

 ANREGUNGEN FÜR EIN BESSERES, 

GEMEINSAMES LEBEN UND HANDELN.

Gegen übliche Aussonderung!
Der Verein Politik gegen Aussonde-
rung (PogA) startet jetzt eine Initiati-
ve zur Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission „Gesellschaftliche Inklusion“ 
des Deutschen Bundestages. Wenn 
ein Viertel der Abgeordneten dies be-
antragt, kann eine Enquete-Kommissi-
on gebildet werden, kann eine solche 
Kommission die Sachverhalte, gesetz-
geberischen Handlungsmöglichkeiten 
und Empfehlungen erarbeiten und zur 
gesamtgesellschaftlichen Diskussion 
beitragen. Ziel der Initiative ist die 
Sammlung von möglichst vielen Un-
terschriften von Einzelpersonen und 
Organisationen, die sich für die Um-
setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention in allen gesellschaftlichen 
Bereichen einsetzen.
Im ersten Schritt sollten die Unter-
schriften bis 15. Juni 2023 gesammelt 
werden. Am 29. und 30. August 2023 
wird in der 29. Sitzung des UN-Fach-

ausschusses für die Rechte von Men-
schen mit Behinderung im Dialog mit 
der deutschen Bundesregierung bera-
ten. Zu dieser Sitzung können zivilge-
sellschaftliche Organisationen eigene 
Eingaben an den UN-Fachausschuss 
einreichen. Der Initiativtext zur Ein-
setzung einer Enquete-Kommission 
Gesellschaftliche Inklusion wird bis 
spätestens 21. Juli 2023 zusammen 
mit der Unterschriftenliste (unter 
Nennung von Namen, Ort und/oder 
Organisation der Unterstützer*innen) 
an den CRPD-Ausschuss in Genf ge-
schickt. Zum Jahresanfang 2024 
werden die Unterschriften mit der 
Forderung nach Einsetzung einer En-
quete-Kommission Gesellschaftliche 
Inklusion dann direkt an die Fraktions-
vorsitzenden der Bundestagsparteien 
und an den zuständigen Minister im 
BMAS, Hubertus Heil, übermittelt.
Beteiligt sind u.a. die `Virtuelle Denk-

werkstatt (VDW) – Eine Allianz zu-
kunftsorientierter Fachleute´, `Eine 
für Alle – die Schule für Demokratie´ 
(Bündnis aus GEW, Aktion Humane 
Schule (AHS), Gemeinnützige Ge-
sellschaft Gesamtschule) Verband 
für Schulen des gemeinsamen Ler-
nens (GGG), Grundschulverband 
(GSV), NRW Bündnis `Eine Schule 
für Alle´, Politik gegen Aussonde-
rung, Monitoringstelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention beim Deut-
schen Institut für Menschenrechte. 
Letztlich können die erarbeiteten 
Empfehlungen einer Enquete-Kom-
mission politisch umgesetzt oder 
ignoriert werden. Aber diese Initia-
tiven und Debatten können öffent-
lichkeitswirksam genutzt werden.
 Also: Unterschreiben!
Text und Erklärung für diese Forde-
rungen: https://politik-gegen-aus-
sonderung.net/aktuelles/ online
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Tod für die Armen
Zwei kanadische Bioethikerinnen fordern Suizidbeihilfe für Menschen, 
die in „sozial ungerechten Situationen“ leben

Kayla Wiebe, Doktorandin an der 
Universität Toronto, und Amy Mullin, 
ebendort Professorin für Philoso-
phie, könnten es demnächst zu grö-
ßerer Bekanntheit bringen. Anlass 
dafür böte ein Kommentar, den die 
Bioethikerinnen jüngst im Journal of 
Medical Ethics veröffentlicht haben. 
Darin fordern sie medizinische Suizid-
beihilfe für Menschen, die „in sozial 
ungerechten Situationen“ leben.  Den 
Hintergrund für ihr ungeheuerliches 
Ansinnen bildet das umstrittene ka-
nadische Gesetz über „medizinische 
Assistenz beim Sterben“ („Medical 
Assistance in Dying“, MAiD), wie die 
entsprechende Leistung euphemi-
stisch genannt wird. Befürchtungen, 
dass Regelungen zur (aktiven) „Ster-
behilfe“ auf eine schiefe Ebene ge-
raten und stetig ausgeweitet werden 
könnten, sobald einmal die bisherigen 
juristischen und ethischen Grenzen 
gefallen sind, werden im Fall von MAiD 
bestätigt: In der Fassung von 2016 
war noch vorgesehen, dass Menschen 
an einer „unheilbaren Erkrankung 
leiden“ müssten und dass ihr Tod 
„begründetermaßen absehbar“ sein 
müsse, um Zugang zu ärztlich oder 

durch Pfl ege-
personal ver-
abreichtem Gift 
zu haben. 2021 
wurden diese 
Kriterien fal-
len gelassen; 
es soll nun ge-
nügen, dass 
Menschen in 
„inakzeptabler“ 
Weise an einer 
Krankheit „lei-
den“. Ab 2024 
ist vorgesehen, 

dass auch Menschen mit „schweren 
psychiatrischen Störungen“ einbe-
zogen werden. Die Sterbehilfe-Lob-
byorganisation „Dying With Dignity“ 
fordert inzwischen, MAiD auch auf 
Kinder ab einem Alter von „minde-
stens“ zwölf Jahren anzuwenden. Die 
bisherige Ausweitung spiegelt sich in 
den Zahlen wider. Kamen 2016 rund 
1.000 Personen durch MAiD zu Tode, 
waren es 2021 bereits ca. 10.000. Von 
diesen 10.000 Menschen waren laut 
offi zieller Statistik etwa 220 nicht un-
mittelbar tödlich erkrankt, d.h. ihr Tod 
war nicht „begründetermaßen abseh-
bar“.

„Geringeres Übel“ und 
„Schadensbegrenzung“?

Kayla Wiebe und Amy Mullin zielen 
mit ihrem Plädoyer, „ungerechte Le-
bensbedingungen“ als Begründung 
für (staatlich fi nanzierte) medizi-
nische Suizidbeihilfe anzuerkennen, 
faktisch auf eine weitere Erhöhung 
dieser Zahlen. Ihre Argumentation 
reduziert sich, sieht man von einigen 
rhetorischen Schleifen ab, auf fol-
gende Punkte: Auch Menschen, die 
unter „ungerechten Bedingungen“ 

lebten – die beispielsweise keinen Zu-
gang zu angemessener Assistenz oder 
entsprechendem Wohnraum haben –, 
könnten autonome Entscheidungen 
treffen. Dies sei allein schon daran er-
sichtlich, dass sie MAiD beantragten, 
d.h. sie hätten Hoffnung, ein für sie 
bedeutungsvolles Ziel zu erreichen, 
auch wenn dieses Ziel „düster“ sei. 
Dafür, dass ihre Entscheidung nicht 
autonom sei, gebe es keine Belege. 
Dies anzunehmen, sei paternalistisch 
und spreche ihnen auch in anderen 
Lebensbereichen Autonomie ab. Ih-
ren Wunsch nicht zu akzeptieren, sei 
„ableistisch“ und eine „epistemische 
Ungerechtigkeit“, da ihnen aufgrund 
ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe behin-
derter Menschen nicht geglaubt wer-
de. Medizinisches Personal könne ihre 
Einschränkungen und Kompetenzen 
beurteilen, aber nicht, ob ihre Auto-
nomie durch äußere Bedingungen 
beeinträchtigt sei. Dass ihre sozialen 
Bedingungen sich verbesserten, sei 
nicht abzusehen. Jedenfalls sei es ih-
nen nicht zuzumuten, darauf zu war-
ten. Wiebe und Mullin bezeichnen Su-
izidbeihilfe für Menschen, die unter 
„ungerechten Bedingungen“ leben, 
als eine Wahl des „geringeren Übels“ 
und als Weg zur „Schadensbegren-
zung“.   

Keine autonomen Entscheidungen

Die Behauptung der Philosophinnen, 
persönliche Autonomie werde durch 
„ungerechte“ Lebensbedingungen 
nicht eingeschränkt, ist offenkundig 
unhaltbar. Die Sozialepidemiologie 
hat zahlreiche Belege dafür vorzu-
weisen, dass Armut und einschrän-
kende Lebensbedingungen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu Stress und zu 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen 

führen. Den Antrag auf Suizidbeihilfe 
zum Anzeichen für Autonomie zu er-
heben, ist unplausibel, zynisch und 
es immunisiert diese Beihilfe gegen-
über Kritik. Bei Wiebe und Mullin 
tauchen Staat und Gesellschaft nicht 
als adressierbare Subjekte auf; ihre 
Perspektive ist rein (neo)liberal und 
individualistisch beschränkt. Sie stel-
len Staat und Gesellschaft als unver-
änderbar dar. Der Staat beansprucht 
offi ziell, die Gesellschaft zu repräsen-
tieren, und es ist derselbe Staat, der 
behinderten Menschen im Einzelfall 
einerseits angemessene gesellschaft-
liche Leistungen vorenthält und ihnen 
andererseits Suizidbeihilfe anbietet. 
In der Praxis bedeutet das, dass Men-
schen, die um Unterstützung nachsu-
chen, nahegelegt bekommen – und 
erhalten, wie der 61jährige Alan Ni-
chols, der wegen Suizidgedanken ins 
Krankenhaus eingeliefert worden war. 
Medienberichten zufolge wurde MAiD 
Soldaten mit psychischen Problemen 
ebenso offeriert wie einer ehemaligen 
Paralympics-Sportlerin, die sich um 
eine Rollstuhlrampe bemüht hatte.
Offi ziell geht es bei MAiD um die Au-
tonomie der Sterbenden, aber fi nan-
zielle Aspekte werden in der Debatte 

ebenso thematisiert. Der Haushalts-
beauftragte des kanadischen Par-
laments beziffert die Kosteneinspa-
rungen durch MAiD in einem Bericht 
mit 62 Millionen Dollar pro Jahr. Bei 
den Ausgaben zur Unterstützung bei 
Erwerbsunfähigkeit liegt Kanada un-
ter den OECD-Ländern auf einem der 
hinteren Plätze; weniger wenden nur 
die Türkei, Costa Rica, Kolumbien und 
Mexiko auf. 

Wiebe und Mullin berücksichtigen 
diese Entwicklungen nicht. Sie dis-
kutieren nicht einmal diejenigen Fäl-
le im Detail, die sie selber anführen. 
Dazu zählt eine im Rahmen von MAiD 
im Februar 2022 getötete Frau, die 
unter dem Pseudonym „Sophia“ zu 
trauriger Berühmtheit gelangte. Die 
51jährige Kanadierin soll mit „Multi-
ple Chemical Sensitivities“ diagnosti-
ziert gewesen sein – MCS wird von der 
Weltgesundheitsorganisation nicht 
als Krankheitsbild anerkannt – und ei-
genen Angaben zufolge in ihrer Woh-
nung unter Zigarettenrauch und che-
mischen Reinigungsmitteln gelitten 
haben. Sie entschied sich für MAiD, 
nachdem ihre Bemühungen, eine an-
dere Wohnung zu erhalten, aus fi nan-

ziellen Gründen 
gescheitert waren. 
Zweifel, dass die 
Frau „autonom“ 
entschieden hat, 
sind mitnichten 
eine „epistemische 
Ungerechtigkeit“, 
vielmehr sind sie 
darin begründet, 
dass Anlass und 
Todeswunsch in 
keinem Verhältnis 
zueinander stehen 
und dass ihr Tod 
durch eine ande-
re Wohnung und 
durch psycholo-
gische Hilfe leicht 
zu verhindern ge-
wesen wäre. 

Faschisierung der 
„Sterbehilfe“-Diskussion

Angesichts dieses und anderer Bei-
spiele spricht der Politologe Yuan Yi 
Zhu in der britischen Zeitschrift The 
Spectator davon, dass „Kanada die 
Armen euthanasiert“. Es ist grotesk 
und menschenverachtend, wenn die 
Bioethikerinnen ihren Tod zur Fundie-
rung ihres Plädoyers für eine angeb-
liche „Schadensbegrenzung“ und eine 
„Wahl des kleineren Übels“ anführen. 
Ihr Kommentar erweist sich als kru-
de „Sterbehilfe“-Propaganda. Damit 
tragen sie zu einer Diskussionskultur 
bei, die günstige Bedingungen für im 
Kern faschistische Positionen schafft. 
Bei der Lektüre fragt man sich, ob 
sie ihre Thesen wirklich ernst mei-
nen oder ob es sich um einen Hoax 
handelt, der die Inhumanität der in 
Kanada herrschenden Ideologie rund 
um „Sterbehilfe“ aufdecken soll. Aber 
man muss befürchten, dass Wiebe 
und Mullin genau das meinen, was sie 
geschrieben haben.    

MICHAEL ZANDER, BERLIN

K. Wiebe & A. Mullin (2023): 
Choosing death in unjust condi-
tions: hope, autonomy and harm 
reduction. In: Journal of Medical 
Ethics. DOI: 10.1136/jme-2022-
108871. Übersetzung der Zitate 
durch den Autor (M.Z.).

Dr. Michael Zander vertritt die Pro-
fessur „System der Rehabilitation“ 
im Studiengang Rehabilitations-
psychologie an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal. 

Hinweis: 
Wenn Sie Suizidgedanken haben, 
suchen Sie sich Hilfe. 
Telefonseelsorgestellen sind 
jederzeit unter 0800 - 1110111 
oder 0800 -  1110222 kostenlos er-
reichbar. www.telefonseelsorge.de 
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Diese Frage bewegte auch die 
Teilnehmer*innen der gleichnamigen 
Zoom-Konferenz am 6. Mai. Es gab zu-
nächst eine „Ernte“, also was passiert 
ist gegen die Kassenzulassung dieses 
pränatalen Tests. Es lohnt sich, aktiv 
zu werden, so die Atmosphäre und 
Botschaft der Veranstaltung.

Neben Berichten über eine laufende 
Petition gegen die Kassenzulassung 
des vorgeburtlichen Gentests (NIPT), 
laufenden Arbeitsgruppen zu Cam-
paigning, Peerberatung und repro-
duktiver Gerechtigkeit war der Be-
richt über eine Bundesratsinitiative 
des Bremer Senats in Sachen Kassen-
zulassung aufschlussreich. Er ist tat-
sächlich im Bundesrat gelandet. Die 
Kernforderungen sind: Monitoring der 
Folgen des Beschlusses der Kassenzu-
lassung von nicht-invasiven Pränatal-
tests (NIPT), Einrichtung eines inter-
disziplinären Expert*innen-Gremiums, 
das die rechtlichen, ethischen und ge-
sundheitspolitischen Grundlagen der 
Kassenzulassung des NIPT prüft, mit 
Beteiligung von Interessengruppen. 
Auf Grundlage des Monitorings sollen 
die Ministerpräsidentenkonferenz, 
die Frauenministerkonferenz und die 
Arbeits- und Sozialministerkonferenz 
über die Kassenzulassung erneut be-
fi nden.

Wie kam es zu dieser Reaktion der Po-
litik? Der Antrag wurde letztlich über-
fraktionell von Grünen, Linken, SPD, 
FDP und CDU in Bremen gestellt. Es ist 
eine Kombination von überzeugenden 
Argumenten, vor allem geliefert von 
der Initiative gegen die Kassenzu-
lassung der Tests und dem Netzwerk 
gegen Selektion durch pränatale Dia-
gnostik und persönlichen Kontakten 
in die Politik.  Besonders Frauen der 
Gleichstellungs- und Frauenminste-

rien hatten offene Ohren. Damit das 
Ziel „keine Kassenzulassung“ mehr 
Chancen haben könnte, wären Un-
terstützungen von behindertenpoli-
tischen Sprecher*innen oder anderen 
Gremien aus anderen Bundesländern 
hilfreich.

Also los, Kontakte in den Bundeslän-
dern fi nden und überzeugen, dass so 
eine Forderung nicht gegen das „re-
produktive Selbstbestimmungsrecht“ 
von Frauen spricht. Um das Thema 
weiter in der Diskussion zu halten, 
sind auch begleitende Veranstal-
tungen und Kampagnen hilfreich. Es 
gibt weiterhin viele Hürden: Für das 
Monitoring gibt es bislang keine Mög-
lichkeit, Spätabbrüche zu erfassen. 
Oder zu ermitteln, wie viele falsche 
positive Tests erkannt wurden. Es gibt 
nicht einmal Kennziffern, mit denen 
dies aufgeschlüsselt werden kann. 
All das ist rechtlich geregelt. Wer ak-
tiv werden will: Kontakt zur Initiative 
NoNipt, und hilfreich ist die wirklich 
schöne und inhaltsreiche Dokumenta-
tion vom September 2022, mit Zusam-
menfassung in einfacher Sprache.

Die Vorträge

Ein Gespräch mit Sebastian Urbanski, 
Schauspieler und Mensch mit Triso-
mie 21 und Stana Schenck. Sebastian 
Urbanski ist öffentliches Auftreten 
gewohnt. Er ist auch im Bundesvor-
stand der Lebenshilfe und im Bundes-
tag 2019 aufgetreten und las dort aus 
einem Brief von Ernst Husky, einem 
Häftling aus Hadamar. Sebastian Ur-
banski sieht in der kassenfi nanzierten 
„Fahndung“ in der Schwangerschaft 
nach Trisomie 21 eine große Gefahr 
und Parallele zu Nazizeit.  Besser sei 
es, „den Müttern zu helfen, Mut zu-
zusprechen“, statt dass „die Gesell-
schaft den riesen Druck aufbaut“. Tri-

somie 21 selbst ist ja keine Krankheit. 
„Ich lebe mit dem Down Syndrom und 
alle Menschen, die ich kenne, haben 
so ein Selbstverständnis von der ei-
genen Identität als Mensch mit Tri-
somie 21.“ Was anderes sei es, nach 
z.B. einem Herzfehler zu suchen. Das 
hätte ja therapeutische Aussichten. 
Ansonsten wäre es schön, wenn Ärzte 
Tipps geben „wie man mit so einem 
Kind umgehen kann“.

Es geht darum, dass die Gesellschaft 
Menschen mit Trisomie 21 akzeptiert. 
Das macht das inklusive Theater Ram-
bazamba, in dem Sebastian Urbanski 
spielt. Auch andere Theaterhäuser 
wie das Deutsche Theater und die 
Volksbühne nehmen Menschen mit 
Trisomie 21 auf und lassen sie bei sich 
spielen. Eigentlich wäre das schön, 
Menschen mit Trisomie 21 „die Hand 
zu reichen und zu sagen: Hey Bruder 
oder lieber Freund. Dann bräuchte es 
keine Tests“, resümiert Sebastian Ur-
banski. Zu Recht!

Danach sprach Swantje Köpsell, Wis-
senschaftlerin für inklusive Pädagogik 
in Bremen und Aktivistin. Sie erinnerte 
an die Anfänge der Behindertenbewe-
gung. „Herrschend in Gesellschaft, 
aber auch in Wissenschaft und Politik 
bis weit in die 80er Jahre hält sie sich 
bis heute.“ Dieses Denken sieht Be-
hinderung ausschließlich als negative 
Eigenschaft der betroffenen Person, 
die sie als unmündig ansehen. „In 
dieser Sichtweise haben diese Men-
schen keine Rechte, sondern man 
begegnet ihnen mit Mitleid, und an so 
etwas wie politische Selbstvertretung 
ist überhaupt nicht gedacht. Ihr Leben 
fi ndet vor allen Dingen in Sonderein-
richtungen statt. Die klare Botschaft: 
„Du bist falsch und wir müssen dich 
normal machen.“ Dagegen sagte die 
Behindertenbewegung der 1960er 
und 70er, 80er Jahre: „Nicht ich bin 
falsch, sondern die Gesellschaft.“ Da-
mit wurde „Behinderung politisch“. 
Von da an ging es um Menschen-
rechte, um Selbstvertretung und ge-
gen Bevormundung, Diskriminierung 
und Ausgrenzung. Es ging um Bar-
rierefreiheit, um Unterstützung, Be-
ratung, Assistenz, um ein möglichst 
selbstbestimmtes Leben führen zu 
können.

Ein wichtiges Thema der politisch 
werdenden Behindertenbewegung 
waren auch Eugenik und Rassenhy-
giene. Das war damals ein wenig auf-
gearbeitetes Gebiet. Es entstand im 
Laufe des politischen Engagement ein 
wissenschaftlicher Ansatz der Behin-
dertenbewegung: die Disability Stu-
dies. Wichtig: Diese Wissenschaft be-
schäftigt sich sowohl mit Menschen 
mit Behinderung als auch ohne. Das 
ist komplementär. Welche Rolle spielt 
Normalität und Abweichung im hi-
storischen und kulturellen Kontext? 
Welche Rolle ermöglich(t)en Eugenik 
international?

Auch ein neuer Begriff macht Karrie-
re: Ableism oder Abeismus.  Es geht 

wie bei den Begriffen 
Rassismus und Hetero-
sexismus immer darum, 
eine bestimmte Art des 
Menschsein als perfekt 
und typisch anzusehen 
und im Umkehrschluss 
alles, was davon ab-
weicht, als weniger wert
dazustellen. Es geht also 
nicht schlicht um „Vor-
urteile“,  sondern um
tiefer liegende gesell-
schaftliche„Machtstruk-
turen“.  Diese sind ver-
innerlicht, auch bei uns, 
mit bestimmten Einstellungen, Hal-
tungen und auch Formen der Teilhabe 
und Diskriminierung verbunden.

Wir sehen heute im Kontext der präna-
talen Diagnostik wieder die Gleichset-
zung von Behinderung und Leiden. Da 
ist er, der soziale Druck auf Schwan-
gere, nur bestimmte Entscheidungen 
– zum Schwangerschaftsabbruch bei 
Behinderung – zu treffen. Es ist fol-
gerichtig, dass die Behindertenbewe-
gung sich hier sehr früh und kritisch 
positionierte und eine Kontinuität von 
alter und neuer Eugenik verortet(e). 
„Es handelt sich nicht um staatlich 
verordnete und durchgesetzte Eu-
genik, wie es die Nazi-Eugenik war, 
sondern sie fi ndet jetzt freiwillig im 
Namen von Selbstbestimmung und 
verantwortlicher Elternschaft statt.“

Die alte individualisierende Sicht auf 
Behinderung ist nicht überwunden, 
das zeigt sich an der Praxis der prä-
natalen Diagnostik.  Den Ausbau der 
Unterstützungsangebote für Familien 
mit behinderten Kindern und eine um-
fassende Verbesserung ihrer Lebens-
bedingungen hat die Behindertenbe-
wegung lange gefordert und dachte 
damit, das ableistische Denken zu-
rückdrängen zu können. Mit der Kas-
senfi nanzierung des NIPT aber droht 
dieses Denken die Regel zu werden. 
Das „ist ein deutliches Zeichen dafür, 

welche Kinder gesellschaftlich gewollt 
sind und welche eben nicht“. Es geht 
derzeit vor allem um die Feststellung 
von Trisomie 21, erstens feststellbar 
und zweites zum Inbegriff geistiger 
Behinderung geworden, verbunden 
mit bestimmten ästhetischen Vorstel-
lungen in den Köpfen. Paradox ist, 
dass Menschen mit Trisomie nie so 
gut gefördert wurden wie heute und 
gleichzeitig mit der Kassenzulassung 
des NIPT die negative Bewertung und 
vorgeburtliche Selektion fl ächen-
deckend werden. Deshalb braucht 
es kritische Kampagnen, andere po-
litische Entscheidungen, eine starke 
kritische Zivilgesellschaft, die sich 
vielleicht daran orientiert, was Rebec-
ca Maskos einmal zu bedenken gab: 
„Ich wünsche mir eine Welt, in der wir 
nicht durch Leistung oder besondere 
Qualitäten rechtfertigen müssen, wa-
rum wir da sind. Eine Welt, in der wir 
alle einfach da sein dürfen – egal wel-
che genetische Ausstattung oder ‚Ri-
siken‘ wir mitbringen. Eine, in der die 
Abhängigkeit und Verletzlichkeit aller 
Menschen willkommen ist.“  

ERIKA FEYERABEND, ESSEN

Was hat pränatale Diagnostik mit 
Eugenik zu tun?

Eine weitere Zoom-Veranstaltung 
folgt im Herbst. Tolle Dokumenta-
tion und Kontakte unter  https://
nonipt.de/
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  Fortsetzung S.8

Biografi en im newsletter

Wer zum Vergnügen Hamburg besucht, 
landet unausweichlich am Hafen und 
auf der Reeperbahn, blickt zum Kirch-
turm vom Michel oder bewundert die 
Silhouette der Elbphilharmonie. Na-
hezu zwischen diesen Attraktionen 
steht eine andere Sehenswürdigkeit 
– die unscheinbare Bronzefi gur einer 
Frau, die ihren blanken Zeigefi nger 
ausstreckt. Ihn zu berühren, so heißt 
es, soll Glück bringen. Ein seltsamer 
Brauch, denn die dargestellte Figur 
der Henriette Johanne Marie Müller 
– ‚Zitronenjette‘ gerufen – war in ih-
rem Leben gerade nicht vom Glück 
verfolgt.        

Henriette Müller (1841 bis 1916) wur-
de als ein uneheliches Kind in Dessau 
geboren. Weil der Vater noch vor ihrer 
Geburt verschwand, zog die Mutter 
mit ihrer Tochter auf der Suche nach 
Arbeit in die Hafennähe Hamburgs. 
Hier heiratete sie, doch der Ehemann 
lehnte Henriette nicht nur wegen der 
Unehelichkeit als eigenes Kind ab. 
Denn sie war mit 132 cm sehr klein, 
hatte dabei einen kräftigen Körper, 
offenbar eine markante Nase in einem 
runden Gesicht und Lernschwierig-
keiten. Nur die Halbschwester hielt 
zu ihr, sie zogen zusammen in eine 
Wohnung. Um das Einkommen der 
als Wäscherin arbeitenden Schwester 
aufzubessern, begann Henriette, mit 
Zitronen zu handeln, eine im Ansatz 
kluge Idee: Im 19. Jahrhundert waren 
Zitrusfrüchte teuer und ihr Kauf des-
halb ein Zeichen von Wohlstand und 
Bürgerlichkeit. Henriette erstand je-
den Morgen am Hafen die billigeren, 
manchmal schon leicht angefaulten 

Früchte und zog dann mit ih-
rem Tragekorb durch die an-
grenzenden Straßenzüge und 
Wohnquartiere, um die Zitro-
nen für 5 Pfennig weiter zu 
verkaufen. Mit ihren anprei-
senden Rufen „Zitron! Zitron!“ 
wurde sie schnell bekannt, 
bald hieß sie allgemein die ‚Zi-
tronenjette‘.

Aufgrund ihrer äußeren Er-
scheinung musste sie aber 
täglich Spott und Gelächter 
nicht nur von Kindern und Ju-
gendlichen aushalten. Einen 
Grund für das Lachen über 
ungewöhnliche Körper sah schon 
Thomas Hobbes (1588 bis 1679) im 
Gefühl der Überlegenheit. Aus seinen 
Beobachtungen konnte er „schließen, 
dass die Leidenschaft zu lachen nichts 
anderes ist, als plötzlicher Stolz, der 
aus einer plötzlichen Vorstellung von 
innerer Überlegenheit, im Vergleich 
mit der Unterlegenheit anderer“ und 
aus der „plötzlichen Vorstellung un-
serer eigenen Vorteile und unseres 
Ruhmes“ entsteht. Für die Gegenwart 
ergänzt die Literaturwissenschaftlerin 
Renate Jurzik den Ansatz des Lachens 
aus einer Machtposition mit dem As-
pekt der Angst: Demnach macht das 
„Auslachen vom Standpunkt einer 
sich überlegen glaubenden Vernunft 
oder als ein legitimiertes Ritual der 
Gemeinschaftsstabilisierung“ die 
Person, an der „sich die Katastro-
phe manifestiert, zum Gegenstand 
des Gelächters. Wo das Lachen auf 
dem Gegensatz von Individuum und 
Kollektiv beruht, opfert es den ein-

zelnen, spricht ihn schuldig und ver-
bündet sich mit der Schicksalsmacht, 
die dem Belachten widerfährt“. Sozi-
ale Zusammenhänge oder Umstände 
bleiben außen vor. Der „Auslachende 
lässt die Katastrophe immer nur in 
Bezug auf den anderen zu, stößt sie 
von sich weg und glaubt sich unange-
fochten“.  

In diesem Gebaren liegt – was kaum 
jemand weiß – der Ursprung der be-
rühmten Hamburger Kultfi gur des 
Wasserträgers Hummel, mit richtigen 
Namen Johann Bentz: Kinder zogen 
ihn mit dem Zuruf „Hummel, Hum-
mel!“ (vermutlich der Name seines 
Vormieters) auf, was den als schwer-
mütig geltenden Bentz so erregte, das 
er mit „Mors, Mors!“ antwortete (was 
plattdeutsch ist und schlicht Arsch 
bedeutet). Bentz starb im Armenhaus, 
was in den Souvenirläden der Hanse-
stadt niemanden interessiert.
     

Die ‚Zitronenjette‘ – 
ein Hamburger Original

Illustration: Staatsarchiv Hamburg  

  

Es ist immer noch schwer zu glauben, 
auch wenn es mehrere Medien in den 
vergangenen Tagen gemeldet haben, 
unter anderem der ORF, der Standard, 
die Wiener Zeitung und die FAZ. Der 
österreichische Schriftsteller und 
langjährige jW-Autor Erwin Riess ist 
tot. Er starb in der Nacht zum 25. März 
im Alter von 66 Jahren, nach längerer 
Krankheit, wie es heißt. Die Angaben 
zu seiner Person am Rande seiner Bei-
träge für diese Zeitung lauteten etwa 
wie folgt: Geboren 1957 (am 13. März), 
Studium der Politik- und Theaterwis-
senschaft in Wien. Rollstuhlfahrer seit 
1983, seit 1994 freier Schriftsteller. Ak-
tivist der Behindertenbewegung. The-
aterstücke, Hörspiele, Drehbücher. 
Die Liste der Publikationsorgane, für 
die er tätig war, ist lang. Zu nennen 
sind hier die von ihm herausgegebene 
Kulturzeitschrift Der Streit, außerdem 
das FORVM, Streitbarer Materialis-
mus, die Volksstimme, Konkret, das 
Straßenmagazin Augustin und viele 
andere. Seit September 2018 schrieb 
er die alle zwei Wochen erschienene 

Kolumne »Korrespondent Groll« für 
die junge Welt.

»Herr Groll« und »der Dozent« sind sei-
ne bekanntesten Figuren. Der eine ist
Kommunist, proletarischer Auto didakt 
und Rollstuhlfahrer. Der andere ist 
nichtbehinderter Soziologe, stammt 
aus einer reichen Familie und wählt die 
SPÖ. Im Gegensatz zu ihm verachtet 
seine Mutter die »windelweichen So-
zialdemokraten«, denen sie einst als
Fabrikantin in Lohnverhandlungen ge-
genübersaß und die ihrer Ansicht nach 
glauben, »ihren Mangel an Manieren 
durch untertriebene Forderungen
wettmachen zu können«. In den frü-
hen Erzählungen aus den 90er Jahren 
hieß der Dozent noch »Tritt« und war 
recht eindimensional gezeichnet. Er 
fungierte als Zielscheibe von Grolls 
Kritik und als dessen Stichwortgeber. 
Später wird aus ihm eine eigenstän-
dige und komplexe Figur. Er wandelt 
sich vom Gegner zum Freund und 
Begleiter, der allerdings immer noch 
Grolls  Widerspruch herausfordert.

Im Otto-Müller-Verlag erschienen ins-
gesamt acht Groll-Romane, zuletzt 
»Herr Groll und die Wölfe von Salz-
burg« (2021). Die beiden Hauptfi guren 
sind regelmäßig auf Reisen und ermit-
teln im Auftrag des US-Mafi oso Mister 
 Giordano oder des »Ständigen Aus-
schusses zur vollständigen  Klärung 
sämtlicher Welträtsel«, der beim 
»Binder-Heurigen in Wien-Floridsdorf 
in Permanenz tagt«. Herr Groll muss 
sich seinen Weg durch feindliches Ge-
lände bahnen: Behindertentoiletten 
sind unauffi ndbar oder verschlossen, 
Rampen defekt, Parkplätze besetzt 
und die Verantwortlichen nie um eine 
Ausrede verlegen. Der Mafi oso schlägt 
Methoden vor, wie sie in seiner Bran-
che üblich sind: »Wenn man sich über 
ein neues Restaurant erregt, das Trep-
pen aufweist, muss man nächtens 
Feuer legen oder den Zahlkellner nie-
derschlagen. Bei hartnäckigen Besit-
zern empfi ehlt es sich, den Chefkoch 
über die Klinge springen zu lassen; 
der Betreiber weiß dann, dass man es 
ernst meint.«

Nachruf

Zum Tod des Schriftstellers 
und jW-Kolumnisten Erwin Riess
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Biografi en im newsletter

Wer zum Vergnügen Hamburg besucht, 
landet unausweichlich am Hafen und 
auf der Reeperbahn, blickt zum Kirch-
turm vom Michel oder bewundert die 
Silhouette der Elbphilharmonie. Na-
hezu zwischen diesen Attraktionen 
steht eine andere Sehenswürdigkeit 
– die unscheinbare Bronzefi gur einer 
Frau, die ihren blanken Zeigefi nger 
ausstreckt. Ihn zu berühren, so heißt 
es, soll Glück bringen. Ein seltsamer 
Brauch, denn die dargestellte Figur 
der Henriette Johanne Marie Müller 
– ‚Zitronenjette‘ gerufen – war in ih-
rem Leben gerade nicht vom Glück 
verfolgt.        

Henriette Müller (1841 bis 1916) wur-
de als ein uneheliches Kind in Dessau 
geboren. Weil der Vater noch vor ihrer 
Geburt verschwand, zog die Mutter 
mit ihrer Tochter auf der Suche nach 
Arbeit in die Hafennähe Hamburgs. 
Hier heiratete sie, doch der Ehemann 
lehnte Henriette nicht nur wegen der 
Unehelichkeit als eigenes Kind ab. 
Denn sie war mit 132 cm sehr klein, 
hatte dabei einen kräftigen Körper, 
offenbar eine markante Nase in einem 
runden Gesicht und Lernschwierig-
keiten. Nur die Halbschwester hielt 
zu ihr, sie zogen zusammen in eine 
Wohnung. Um das Einkommen der 
als Wäscherin arbeitenden Schwester 
aufzubessern, begann Henriette, mit 
Zitronen zu handeln, eine im Ansatz 
kluge Idee: Im 19. Jahrhundert waren 
Zitrusfrüchte teuer und ihr Kauf des-
halb ein Zeichen von Wohlstand und 
Bürgerlichkeit. Henriette erstand je-
den Morgen am Hafen die billigeren, 
manchmal schon leicht angefaulten 

Früchte und zog dann mit ih-
rem Tragekorb durch die an-
grenzenden Straßenzüge und 
Wohnquartiere, um die Zitro-
nen für 5 Pfennig weiter zu 
verkaufen. Mit ihren anprei-
senden Rufen „Zitron! Zitron!“ 
wurde sie schnell bekannt, 
bald hieß sie allgemein die ‚Zi-
tronenjette‘.

Aufgrund ihrer äußeren Er-
scheinung musste sie aber 
täglich Spott und Gelächter 
nicht nur von Kindern und Ju-
gendlichen aushalten. Einen 
Grund für das Lachen über 
ungewöhnliche Körper sah schon 
Thomas Hobbes (1588 bis 1679) im 
Gefühl der Überlegenheit. Aus seinen 
Beobachtungen konnte er „schließen, 
dass die Leidenschaft zu lachen nichts 
anderes ist, als plötzlicher Stolz, der 
aus einer plötzlichen Vorstellung von 
innerer Überlegenheit, im Vergleich 
mit der Unterlegenheit anderer“ und 
aus der „plötzlichen Vorstellung un-
serer eigenen Vorteile und unseres 
Ruhmes“ entsteht. Für die Gegenwart 
ergänzt die Literaturwissenschaftlerin 
Renate Jurzik den Ansatz des Lachens 
aus einer Machtposition mit dem As-
pekt der Angst: Demnach macht das 
„Auslachen vom Standpunkt einer 
sich überlegen glaubenden Vernunft 
oder als ein legitimiertes Ritual der 
Gemeinschaftsstabilisierung“ die 
Person, an der „sich die Katastro-
phe manifestiert, zum Gegenstand 
des Gelächters. Wo das Lachen auf 
dem Gegensatz von Individuum und 
Kollektiv beruht, opfert es den ein-

zelnen, spricht ihn schuldig und ver-
bündet sich mit der Schicksalsmacht, 
die dem Belachten widerfährt“. Sozi-
ale Zusammenhänge oder Umstände 
bleiben außen vor. Der „Auslachende 
lässt die Katastrophe immer nur in 
Bezug auf den anderen zu, stößt sie 
von sich weg und glaubt sich unange-
fochten“.  

In diesem Gebaren liegt – was kaum 
jemand weiß – der Ursprung der be-
rühmten Hamburger Kultfi gur des 
Wasserträgers Hummel, mit richtigen 
Namen Johann Bentz: Kinder zogen 
ihn mit dem Zuruf „Hummel, Hum-
mel!“ (vermutlich der Name seines 
Vormieters) auf, was den als schwer-
mütig geltenden Bentz so erregte, das 
er mit „Mors, Mors!“ antwortete (was 
plattdeutsch ist und schlicht Arsch 
bedeutet). Bentz starb im Armenhaus, 
was in den Souvenirläden der Hanse-
stadt niemanden interessiert.
     

Die ‚Zitronenjette‘ – 
ein Hamburger Original

Illustration: Staatsarchiv Hamburg  

  

Es ist immer noch schwer zu glauben, 
auch wenn es mehrere Medien in den 
vergangenen Tagen gemeldet haben, 
unter anderem der ORF, der Standard, 
die Wiener Zeitung und die FAZ. Der 
österreichische Schriftsteller und 
langjährige jW-Autor Erwin Riess ist 
tot. Er starb in der Nacht zum 25. März 
im Alter von 66 Jahren, nach längerer 
Krankheit, wie es heißt. Die Angaben 
zu seiner Person am Rande seiner Bei-
träge für diese Zeitung lauteten etwa 
wie folgt: Geboren 1957 (am 13. März), 
Studium der Politik- und Theaterwis-
senschaft in Wien. Rollstuhlfahrer seit 
1983, seit 1994 freier Schriftsteller. Ak-
tivist der Behindertenbewegung. The-
aterstücke, Hörspiele, Drehbücher. 
Die Liste der Publikationsorgane, für 
die er tätig war, ist lang. Zu nennen 
sind hier die von ihm herausgegebene 
Kulturzeitschrift Der Streit, außerdem 
das FORVM, Streitbarer Materialis-
mus, die Volksstimme, Konkret, das 
Straßenmagazin Augustin und viele 
andere. Seit September 2018 schrieb 
er die alle zwei Wochen erschienene 

Kolumne »Korrespondent Groll« für 
die junge Welt.

»Herr Groll« und »der Dozent« sind sei-
ne bekanntesten Figuren. Der eine ist
Kommunist, proletarischer Auto didakt 
und Rollstuhlfahrer. Der andere ist 
nichtbehinderter Soziologe, stammt 
aus einer reichen Familie und wählt die 
SPÖ. Im Gegensatz zu ihm verachtet 
seine Mutter die »windelweichen So-
zialdemokraten«, denen sie einst als
Fabrikantin in Lohnverhandlungen ge-
genübersaß und die ihrer Ansicht nach 
glauben, »ihren Mangel an Manieren 
durch untertriebene Forderungen
wettmachen zu können«. In den frü-
hen Erzählungen aus den 90er Jahren 
hieß der Dozent noch »Tritt« und war 
recht eindimensional gezeichnet. Er 
fungierte als Zielscheibe von Grolls 
Kritik und als dessen Stichwortgeber. 
Später wird aus ihm eine eigenstän-
dige und komplexe Figur. Er wandelt 
sich vom Gegner zum Freund und 
Begleiter, der allerdings immer noch 
Grolls  Widerspruch herausfordert.

Im Otto-Müller-Verlag erschienen ins-
gesamt acht Groll-Romane, zuletzt 
»Herr Groll und die Wölfe von Salz-
burg« (2021). Die beiden Hauptfi guren 
sind regelmäßig auf Reisen und ermit-
teln im Auftrag des US-Mafi oso Mister 
 Giordano oder des »Ständigen Aus-
schusses zur vollständigen  Klärung 
sämtlicher Welträtsel«, der beim 
»Binder-Heurigen in Wien-Floridsdorf 
in Permanenz tagt«. Herr Groll muss 
sich seinen Weg durch feindliches Ge-
lände bahnen: Behindertentoiletten 
sind unauffi ndbar oder verschlossen, 
Rampen defekt, Parkplätze besetzt 
und die Verantwortlichen nie um eine 
Ausrede verlegen. Der Mafi oso schlägt 
Methoden vor, wie sie in seiner Bran-
che üblich sind: »Wenn man sich über 
ein neues Restaurant erregt, das Trep-
pen aufweist, muss man nächtens 
Feuer legen oder den Zahlkellner nie-
derschlagen. Bei hartnäckigen Besit-
zern empfi ehlt es sich, den Chefkoch 
über die Klinge springen zu lassen; 
der Betreiber weiß dann, dass man es 
ernst meint.«

Nachruf

Zum Tod des Schriftstellers 
und jW-Kolumnisten Erwin Riess



8

IMPRESSUM

 

NEWSLETTER BEHINDERTENPOLITIK NR. 92 
(erscheint als Beiheftung von BIOSKOP Nr. 102)

REDAKTION UND MITARBEIT:
Erika Feyerabend (viSdP), Michael Zander, 
Udo Sierck, Ulrike Lux, Jörg Fretter, Karin Michel

REDAKTIONSADRESSE: 
Oberstr. 55, 45134 Essen
Tel. 02 01 / 53 66 706
E–Mail: erika.feyerabend@t-online.de

DRUCK: 
Druckerei Pohler & Kobler, Centrumstr. 33, 
45307 Essen

 Fortsetzung von S.6

Auch für die ‚Zitronenjette‘ bedeu-
teten die theoretischen Erkenntnisse 
über das Lachen einen Teil ihrer sozi-
alen Wirklichkeit. Hatte sie ihre Ware 
bis zum Abend nicht verkauft, zog 
sie durch die Kneipen St. Paulis, um 
sie dort doch noch loszuwerden. Die 
Männer fanden es allerdings lustig, 
Henriette Müller betrunken zu machen 
und über sie zu spotten. Diese regel-
mäßige Gemeinheit führte zur Abhän-
gigkeit vom Alkohol, immer häufi ger 
torkelte sie auch tagsüber durch die 
Gegend. Den Lachern zeigte sie dann 
schon einmal ihr blankes Hinterteil 
oder bewarf sie mit Zitronen. Im Ge-
genzug endete diese Notwehr immer 
häufi ger in den Ausnüchterungszellen 
diverser Polizeiwachen. Im Spätsom-
mer 1894 wurde Müller wegen Erre-
gung öffentlichen Ärgernisses in die 
Hamburger Irrenanstalt Friedrichs-
berg eingewiesen. Nach einem Entzug 
arbeitete sie dort in der Küche. Mit 
der Diagnose „leichter Schwachsinn“ 
sollte sie die Anstalt Zeit ihres Lebens 
aber nie wieder verlassen.    

Es wirkt erstaunlich, dass eine un-
ehelich geborene Frau, deren Alltag 
Armut, Aussonderung und Beein-
trächtigung prägten, es zum Original 
einer reichen Hansestadt bringen 
konnte. Zur Erklärung dient, dass 
schon zu Lebzeiten Henriette Müllers 
ein Bühnenstück über die ‚Zitronen-
jette‘ geschrieben wurde, das es mit 
den Tatsachen nicht so genau nahm 
und noch in jüngster Vergangenheit 
im volkstümlichen Hamburger Ohn-
sorg-Theater für Begeisterung und 
gute Laune sorgte. Der Realität nahe 
kommt, was auf dem Sockel der 
Bronze-Plastik in Plattdeutsch zu le-
sen ist: „Dien Leben wer suur as de 
Zitroonen, sall sick dat Erinnern an di 
lohnen? Dien Schicksol wiest op all 
de Lüüd, for de dat Glück het gor keen 
Tiet.“

UDO SIERCK, GNUTZ

Die Handlung eines Groll-Romans 
nimmt langsam Fahrt auf und wird 
zunehmend rasant. Herr Groll und 
der Dozent lösen groteske Kriminal-
fälle, in denen Angehörige der herr-
schenden Gesellschaftsschichten Op-
fer oder Auftraggeber von Verbrechen 
sind. Mal geht es um einen Macht-
kampf im Vatikan, mal um ehemalige 
Heiminsassen, die auf Gewalt mit Ge-
gengewalt antworten. In historischen 
Exkursen werden Vergangenheit und 
Gegenwart des Nazismus in Österrei-
ch durchleuchtet. Was die Geschichte 
der Linken angeht, erweist sich Herr 
Groll gelegentlich als fl unkernder 
Chronist. Er lässt beispielsweise An-
tonio Gramsci 1923 nach Wien reisen, 
wo dieser die Bekanntschaft von Ge-
orgi Dimitroff, Otto Bauer und Egon 
Erwin Kisch gemacht haben soll. Ne-
ben allen Erörterungen bleibt außer-
dem noch Zeit für die Liebe, die Kunst 
und den Rotwein. Groll-Romane sind 
kurzweilig, pointenreich und stark 
in den Dialogen. Mit einem Wort, sie 
böten großartigen Stoff fürs Kino, 
vorausgesetzt, sie würden für die 
Verfi lmung nicht politisch entschärft. 
Apropos Entschärfung: Anders als in 
anderen Zeitungen soll hier nicht ver-
schwiegen werden, dass Erwin Riess 
lange Sympathisant und seit einigen 
Jahren Mitglied der KPÖ war. 2017 
war er Kandidat der Partei bei den 
National ratswahlen.

Erst kürzlich hatte Riess einen län-
geren Essay in der Zeitschrift Die 
 Sichel veröffentlicht. Der erste Teil 
ist Carl Anton Postl alias Charles 
Sealsfi eld (1793–1864) gewidmet, 
einem österreichisch-US-amerika-
nischen Schriftsteller, der 1828 in 
einem Pamphlet mit der Restauration 
in seinem Herkunftsland abrechnete. 
Der zweite Teil besteht aus Briefen 
Grolls an den Dozenten, in denen die 
geschichtliche Misere der einstigen 
Doppelmonarchie ergründet wird. 
Selbstverständlich gelingt es Groll, 
den Bogen bis zur mangelhaften Um-

setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention zu schlagen. Der Text en-
det mit einem »Nachruf zu Lebzeiten« 
auf die österreichische Neutralität. 
Diese sei schon lange untergraben, 
beispielsweise durch Waffenliefe-
rungen in Kriegsgebiete, zuletzt in die 
Ukraine.

Erwin Riess und ich kommunizierten 
hauptsächlich per E-Mail, meist ging 
es um seine Beiträge für die jW-Bei-
lage »Behindertenpolitik«. Im Spät-
sommer 2019 trafen wir uns in Wien. 
Natürlich sprachen wir über Gesell-
schaft, Geschichte und Literatur, aber 
auch über barrierefreie Urlaubsziele 
in Italien. Tags darauf sahen wir uns 
noch einmal bei seiner Lesung auf 
dem gut besuchten Volksstimme-
Fest am Prater. Die Idee, gemeinsam 
eine jW-Beilage zu gestalten, ließ sich 
nicht realisieren, er hatte zuviel zu 
tun. In seiner letzten Mail an mich be-
richtete er, dass er gerade erst einen 
Oberschenkel bruch und eine Lungen-
entzündung überstanden habe. »Ge-
nug des Trübsalblasens«, fuhr er fort 
und vergewisserte sich der Deadline 
für eine neue Geschichte. Wie immer 
sandte er »Donaugrüße«, denn er 
liebte – so wie auch Herr Groll – den 
großen Fluss und die Binnenschiff-
fahrt.

MICHAEL ZANDER, BERLIN

Aus: 
junge Welt vom 30.03.2023,
S. 11, Feuilleton


